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Artikel 41

1. Ein Teilnehmerstaat dieser Konvention kann gemäß die­
sem Artikel jederzeit erklären, daß er die Kompetenz des 
Komitees anerkennt, Mitteilungen darüber, daß ein Teil­
nehmerstaat behauptet, daß ein anderer Teilnehmerstaat 
seine Verpflichtungen gemäß dieser Konvention nicht er­
füllt, entgegenzunehmeh und zu prüfen. Mitteilungen auf­
grund dieses Artikels können nur dann entgegengenom­
men und geprüft werden, wenn sie ein Teilnehmerstaat 
unterbreitet, der in einer Erklärung die Kompetenz des 
Komitees in bezug auf sich selbst anerkannt hat. Das 
Komitee darf keine Mitteilung annehmen, die einen Teil­
nehmerstaat betrifft, der keine solche Erklärung abgege­
ben hat. Entsprechend diesem Artikel entgegengenom­
mene Mitteilungen werden wie folgt behandelt:

a) Wenn ein Teilnehmerstaat dieser Konvention der An­
sicht ist, daß ein anderer Teilnehmerstaat die Fest­
legungen dieser Konvention nicht verwirklicht, kann 
er diesen Teilnehmerstaat in schriftlicher Form dar­
auf aufmerksam machen. Innerhalb von drei Monaten 
nach Eingang der Mitteilung soll der empfangende 
Staat dem Staat, der die Mitteilung gemacht hat, in 
schriftlicher Form eine Erklärung oder eine andere 
Stellungnahme zur Klärung der Angelegenheit zukom­
men lassen, in der je nach Möglichkeit und Angemes­
senheit Bezug auf die in dem betreffenden Lande an­
gewandten oder zur Verfügung stehenden Verfahren 
und Rechtsmittel in dieser Angelegenheit zu nehmen 
ist.

b) Wenn die Angelegenheit nicht innerhalb von sechs Mo- 
. naten nach Eingang der ersten Mitteilung beim emp­

fangenden Staat zur Zufriedenheit beider betreffender 
Teilnehmerstaaten beigelegt ist, hat jeder der beiden 
Staaten das Recht, die Angelegenheit dem Komitee zu 
unterbreiten, indem er das Komitee und den anderen 
Staat davon in Kenntnis setzt.

c) Das Komitee behandelt die ihm unterbreitete Angele­
genheit erst, nachdem es sich vergewissert hat, daß alle 
verfügbaren inneren Rechtsmittel in dieser Angelegen­
heit genutzt und erschöpft wurden, entsprechend den 
allgemein anerkannten Prinzipien des Völkerrechts. 
Diese Regel trifft nicht zu in Fällen, in denen die An­
wendung der Rechtsmittel ungebührlich hinausgezö­
gert wird.

d) Wenn Mitteilungen, wie sie in diesem Artikel vorge­
sehen sind, zur Diskussion stehen, tagt das Komitee 
in geschlossenen Sitzungen.

e) Unter Beachtung der Festlegungen in Unterabsatz c) 
soll das Komitee den betreffenden Teilnehmerstaaten 
seine guten Dienste anbieten, um eine freundschaft­
liche Lösung der Angelegenheit auf der Grundlage der 
Achtung der Menschenrechte und der Grundfreiheiten, 
die in dieser Konvention anerkannt sind, zu erreichen.

f) Wenn dem Komitee eine Angelegenheit unterbreitet 
wird, kann es die betreffenden in Unterabsatz b) ge­
nannten Teilnehmerstaaten auffordern, jede sachdien­
liche Information zu liefern.

g) Die betreffenden in Unterabsatz b) genannten Teil­
nehmerstaaten haben das Recht, anwesend zu sein, 
wenn die Angelegenheit im Komitee behandelt wird. 
Sie können mündliche bzw. schriftliche Vorlagen ma­
chen.

h) Das Komitee unterbreitet innerhalb von 12 Monaten 
nach dem Tage der Notifizierung gemäß Unter­
absatz b) einen Bericht:

(i) Wenn nach den Bedingungen von Unterabsatz e) 
eine Einigung erzielt wurde, beschränkt sich das 
Komitee in seinem Bericht auf eine kurze Darstel­
lung der Tatsachen und der erzielten Regelung;

(ii) Wenn nach den Bedingungen von “Unterabsatz e) 
keine Einigung erzielt wurde, beschränkt sich das 
Komitee in seinem Bericht auf eine kurze Darstel­
lung der Tatsachen; die schriftlichen Vorlagen und 
die Niederschrift der mündlichen Vorlagen seitens 
der betreffenden Teilnehmerstaaten sind dem Be­
richt beizufügen.

In jedem Falle ist der Bericht den betreffenden Teil­
nehmerstaaten zu übermitteln.

2. Die Festlegungen dieses Artikels treten in Kraft, wenn 
zehn Teilnehmerstaaten dieser Konvention Erklärungen 
gemäß Absatz 1 dieses Artikels abgegeben haben. Diese 
Erklärungen werden von den Teilnehmerstaaten beim Ge­
neralsekretär der Vereinten Nationen hinterlegt, der Ab­
schriften davon den anderen Teilnehmerstaaten übermit­
telt. Eine Erklärung kann jederzeit zurückgezogen wer­
den, indem der Generalsekretär davon in Kenntnis gesetzt 
wird. Eine solche Zurücknahme soll nicht die Behandlung 
einer Angelegenheit beeinträchtigen, die Gegenständ einer 
bereits aufgrund dieses Artikels erfolgten Mitteilung ist; 
wenn der Generalsekretär von der Zurücknahme der Er­
klärung bereits in Kenntnis gesetzt worden ist, soll keine 
weitere Mitteilung von seiten eines Staates entgegenge­
nommen werden, wenn der betreffende Teilnehmerstaat 
keine neue Erklärung abgegeben hat.

Artikel 42
%

1. a) Wenn eine dem Komitee nach Artikel 41 unterbreitete
Angelegenheit nicht zur Zufriedenheit der betreffen­
den Teilnehmerstaaten geregelt wird, kann das Komi­
tee nach vorheriger Zustimmung der betreffenden Teil­
nehmerstaaten eine ad hoc Schlichtungskommission (im 
folgenden „Kommission“ genannt) ernennen. Die gu­
ten Dienste dieser Kommission sollen den betreffenden 
Teilnehmerstaaten zur Verfügung stehen, um eine 
freundschaftliche Lösung der Angelegenheit auf der 
Basis der Achtung dieser Konvention zu erreichen.

b) Die Kommission soll aus fünf, für die betreffenden 
Teilnehmerstaaten annehmbaren Personen bestehen. 
Wenn die betreffenden Teilnehmerstaaten innerhalb 
von drei Monaten keine Einigung zur gesamten oder 
teilweisen Zusammensetzung der Kommission erzielen, 
sind die Mitglieder der Kommission, über die keine 
Einigung erzielt wurde, in geheimer Abstimmung 
durch Zweidrittelmehrheit des Komitees aus den Rei­
hen seiner Mitglieder zu wählen.

2. Die Mitglieder der Kommission amtieren in ihrer persön­
lichen Eigenschaft. Sie sollen keine Staatsbürger der be­
treffenden Teilnehmerstaaten oder eines Staates sein, der 
dieser Konvention nicht angehört, oder eines Teilnehmer­
staates, der keine Erklärung gemäß Artikel 41 abgegeben 
hat.

3. Die Kommission wählt ihren eigenen Vorsitzenden und 
beschließt ihre eigenen Verfahrensregeln.

4. Die Zusammenkünfte der Kommission sind im Regelfälle 
in das Hauptquartier der Vereinten Nationen oder in den 
Genfer Sitz der Vereinten Nationen einzuberufen. Sie kön­
nen jedoch auch an anderen geeigneten Orten stattfinden, 
die die Kommission in Konsultation mit dem General­
sekretär der Vereinten Nationen und den betreffenden 
Teilnehmerstaaten beschließt.


